Deutscher Bundestag Drucksache 7/4305 

7. Wahlperiode 

r 12.11.75 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wörner, Sauter (Epfendorf), 
Dr. Stavenhagen, Burger, Dr. Häfele, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), 
Dr. Jenninger und Genossen 

betr. Uhrenindustrie im südwestdeutschen Raum 
- Drucksache 7/4199 - 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 10. November 1975 - IV B 6 
- 02 71 01 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Bei einer Exportquote von etwa 50 v. H. ist es unvermeidlich, 
daß sich die Folgen der weltwirtschaftlichen Rezession in der 
deutschen Uhrenindustrie stärker auswirken als in manchem 
anderen Industriezweig. Eine grundlegende Besserung der 
Situation kann sich insoweit erst in Verfolg einer allgemeinen 
Erholung der Weltwirtschaft ergeben. Inwieweit strukturelle 
Probleme eine Rolle spielen, kann zur Zeit noch nicht beurteilt 
werden. 

Zur Behandlung der mittelfristigen Probleme sind in Zusam- 
menarbeit zwischen der Uhrenindustrie und der Bundesregie- 
rung Maßnahmen in Vorbereitung, die auch den kleinen und 
mittleren Unternehmen der Branche die Möglichkeit eröffnen 
sollen, dem Trend zum vermehrten Einsatz elektronischer Bau- 
elemente folgen zu können. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

1. Um wieviel Prozent ist der Gesamtumsatz der Uhrenindustrie 
im ersten Halbjahr 1975 zurückgegangen, und wie verlief der 
Auslandsumsatz bei Kleinuhren? 

Im ersten Halbjahr 1975 ist der Gesamtumsatz der deutschen 
Uhrenindustrie im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 
7,3 v. H. von 737 Mio DM auf 683 Mio DM zurückgegangen. 
Dabei verringerte sich der Auslandsumsatz um 16,4 v. H. und 
der Inlandsumsatz um 0,8 v. H. 

Der Export von Kleinuhren ist im 1. Halbjahr 1975 gegenüber 
dem 1. Halbjahr 1974 wertmäßig um 4, 6 v. H. angestiegen. 
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2. Wie hoch ist die Zahl der Arbeitslosen und der Kurzarbeiter 
in der südwestdeutschen Uhrenindustrie, und mit welchen wei- 
teren Arbeitsplatzverlusten rechnet die Bundesregierung hier 
mittelfristig? 

In den 251 Betrieben der Branche werden gegenwärtig rund 
23 700 Mitarbeiter beschäftigt. * 

Nach den von der Bundesanstalt für Arbeit herausgegebenen 
Strukturanalysen der Arbeitslosen „Ergebnisse der Sonder- 
untersuchung Ende Mai 1975" betrug die Anzahl der Arbeits- 
losen in den Berufen der Uhrenindustrie des Landes Baden- 
Württemberg 1558. Das Ergebnis der im September dieses 
Jahres neu eingeleiteten Erhebungen liegt noch nicht vor. 

Die Anzahl der Kurzarbeiter ist zuletzt im Oktober 1975 ermit- 
telt worden. Sie beträgt in 61 Betrieben 6162. 

Kurzfristig hängt die künftige Beschäftigungslage in der Uhren- 
industrie von der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, 
insbesondere im Ausland, ab. 

Mittelfristig werden unter der Voraussetzung einer raschen 
Entwicklung des Marktes zur vollelektronischen Uhr weitere 
Arbeitsplatzverluste, auch aus Rationalisierungsgründen, kaum 
zu vermeiden sein. 

3. Kann die Bundesregierung die Meldung der Wirtschaftswodie 
vom 3. Oktober 1975 bestätigen, daß die Ursache für die aktuel- 
len Schwierigkeiten neben der Kaufkraftzurückhaltung im In- 
und Ausland auf zunehmende Billigkonkurrenz aus Niedriglohn- 
und Ostblockländern zurückzuführen ist? 

Die Absatzchancen der deutschen Uhrenindustrie werden durch 
die gegenwärtigen Einfuhren aus Niedriglohn- und Ostblock- 
ländern nicht wesentlich beeinträchtigt. Allerdings ist seit 
einiger Zeit ein Anwachsen der Bezüge von gangfertigen Klein- 
uhrwerken aus der DDR zu beobachten. 

Grundsätzlich ist zur Abwehr marktschädigender Lieferungen 
folgendes zu sagen: 

Wenn zu wirtschaftlich nicht vertretbaren Preisen und in so 
großen Mengen geliefert wird, daß für die heimische Industrie 
ein erheblicher Schaden einzutreten droht, stehen mit der Anti- 
dumping-Verordnung der EG und den internationalen Regeln 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) sowie 
mit den Preisprüfungsverfahren wirksame Schutzmaßnahmen 
zur Verfügung. 

Entsprechende Anträge zur Einleitung solcher Verfahren sind 
bisher von der deutschen Uhrenindustrie weder für Einfuhren 
noch für Bezüge aus der DDR gestellt worden. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer Beschaffungs- 
maßnahmen verstärkt Aufträge in die betroffenen Regionen 
zu vergeben? 

Nach der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) ist bei der 
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge nach den Grundsätzen des 
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Wettbewerbs, der Gleichbehandlung der Bewerber und der 
Wirtschaftlichkeit des Einsatzes öffentlicher Mittel zu verfahren. 
Diese Vorschriften setzen einer Bevorzugung bestimmter Teil- 
räume bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sehr enge Gren- 
zen. Es obliegt daher grundsätzlich den Unternehmen, initiativ 
zu werden, d. h. sich an Ausschreibungen zu beteiligen bzw. sich 
um freihändig zu vergebende Aufträge zu bemühen. Sachdien- 
liche Informationen kann die Industrie hierzu von ihrer Landes- 
auftragsstelle (Auftragsberatungsstelle) erhalten. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Rahmen 
der zu erwartenden Kaufkraftzunahme in den Entwicklungs- 
ländern für die deutsche Uhrenindustrie? 

Eine spürbare Kaufkraftzunahme ist wegen der Erhöhung der 
Erdölpreise vorerst nur bei den OPEC-Ländern zu erwarten. 
In diesen Ländern kann aufgrund des steigenden Einkommens 
mit einer stärkeren Nachfrage nach Konsumgütem - und 
damit in gewissem Umfange auch nach Uhren - gerechnet 
werden. 

Die übrigen Entwicklungsländer sind von den steigenden 
Energiekosten und der weltweiten Rezession so in Mitleiden- 
schaft gezogen, daß hier kurzfristig kaum mit einer stärkeren 
Konsumgüternachfrage gerechnet werden kann. 


6. Bundesminister Matthöfer hat bei seinem Besuch in Villingen- 
Schwenningen am 10. September 1975 davon gesprochen, daß 
sein Ministerium bereit sei, Einzelunternehmen der Uhrenindu- 
strie zu fördern, wenn diese Betriebe ein „einleuchtendes Kon- 
zept" vorlegen. Kann die Bundesregierung anhand von klaren 
Kriterien sagen, was sie unter einem „einleuchtenden Konzept" 
versteht? 

Durch die Weiterentwicklung der Halbleitertechnik zur Groß- 
integration elektronischer Bauelemente wird die bisherige 
Arbeitsteilung zwischen Bauelementeherstellern und Anwen- 
dern zugunsten der Bauelementehersteller verschoben. Die 
Elektronik dringt immer weiter in Bereiche ein, die bisher der 
Feinwerktechnik Vorbehalten waren. Von dieser Entwicklung 
besonders stark betroffen ist die Uhrenindustrie. Die Ferti- 
gungstiefe verlagert sich auf den Bauelementehersteller. Es ist 
zu befürchten, daß eine Reihe kleinerer Firmen mit der techno- 
logischen Entwicklung nicht Schritt halten können, da sie die 
notwendigen Entwicklungsaufwendungen nicht allein aufbrin- 
gen können und Großserien, wie sie die Elektronik verlangt, 
jedem allein verschlossen bleiben. Hinzu kommt, daß sich eine 
zunehmende Abhängigkeit bei den Halbleiterbauelementen 
vom Ausland abzeichnet. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte daher die Uhren- 
industrie ein gemeinsames Konzept erarbeiten, um diesen 
Nachteilen entgegenzuwirken. Dieses Konzept müßte kurz- 
fristig enthalten: 
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— Kooperation von kleineren Unternehmen zur gemeinsamen 
Entwicklung hochwertiger Produkte 

— Zusammenarbeit mit einem deutschen oder europäischen 
Halbleiterhersteller zur Sicherstellung großer Serien von 
Schaltkreisen und Anzeigeelementen. 

Langfristig sollten im Hinblick auf die Erhaltung der Arbeits- 
plätze Diversifizierungsanstrengungen zur Ausnützung der 
feinwerktechnischen Kapazitäten unternommen werden. 


7. Welche Ergebnisse kann die von Bundesminister Matthöfer 
angekündigte Arbeitsgruppe Uhrenindustrie bis jetzt vorlegen, 
und wann ist mit einem fertigen Programm zu rechnen? 

Auf der Tagung „Anwendung von Halbleiterbauelementen" 
am 14. und 15. Juli 1975 in Stuttgart hat der Bundesminister 
für Forschung und Technologie die Schwierigkeiten und Mög- 
lichkeiten, die sich für die Uhrenindustrie aus der technolo- 
gischen Entwicklung auf dem Halbleitergebiet ergeben, dar- 
gestellt und die Uhrenindustrie aufgefordert, ein auf diese Ent- 
wicklung ausgerichtetes Konzept zu erarbeiten. Gleichzeitig hat 
er ihnen Unterstützung für Forschung und Entwicklung zuge- 
sagt, falls ihre Vorschläge erfolgversprechend seien. Die Kon- 
zepte und Möglichkeiten werden in der Arbeitsgruppe „Uhren", 
die sich am 26. November 1975 in Freiburg konstituiert, disku- 
tiert werden. Die Klein- und Großuhrenhersteller haben inzwi- 
schen ihre Forschungs- und Entwicklungskonzepte abgestimmt, 
die auf der Sitzung der Arbeitsgruppe „Uhren" in Freiburg 
erörtert werden; darüber hinaus sollen bereits Förderungs- 
anträge vorgelegt werden. Wenn diese Anträge positiv beur- 
teilt werden, können bereits Anfang 1976 entsprechende 
Förderungsmaßnahmen eingeleitet werden. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfahrungen aus den 
Kooperationen und Fusionen in der Schweizer Uhrenindustrie? 

Trotz ihrer anderen Unternehmensgrößenstruktur ist auch die 
schweizerische Uhrenindustrie von dem gegenwärtigen Absatz- 
rückgang und dem zu erwartenden Vordringen der Elektronik 
betroffen. 

Für die zu über 90 v. H. vom Export abhängige, vorwiegend 
auf Armbanduhren spezialisierte schweizerische Uhrenindustrie 
sind mittelfristig auch in den zu Holdinggesellschaften zusam- 
mengeschlossenen Herstellerbetrieben Arbeitsplatzprobleme 
dadurch zu erwarten, daß handwerkliche Tätigkeiten zum Teil 
durch Zulieferungen aus der Elektronikindustrie ersetzt werden. 


9. Welche konkreten Maßnahmen zur Sicherung der vorhandenen 
und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in den betroffenen 
Regionen ist die Bundesregierung bereit zu treffen? 

Die konjunkturelle Entwicklung in den letzten Monaten hat 
Strukturschwächen in einzelnen Wirtschaftsbereichen offen- 
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kundig werden lassen, die nicht durch öffentliche Hilfsmaßnah- 
men grundlegend beseitigt werden können. Die Bundesregie- 
rung hält es nicht für vertretbar, den notwendigen Anpassungs- 
prozeß an die veränderten Markt- und Absatzverhältnisse 
durch Interventionen der öffentlichen Hand aufzuhalten; sie 
wird aber darauf achten, daß der Rückgang der Beschäftigung 
und die Arbeitslosenzahl nicht zu einer unzumutbaren Belastung 
werden. 

Sofern im Einzelfall eine Finanzierungshilfe der öffentlichen 
Hand erforderlich ist, können bei Strukturveränderungen, die 
sich aufgrund binnen- oder außenwirtschaftlicher Entwicklun- 
gen ergeben, zinsgünstige Investitionskredite aus Mitteln des 
ERP-Sondervermögens in Anspruch genommen werden, um 
die Umstellung des Produktionsprogramms zu- finanzieren. 
Daneben können für Investitionen, die der Umstellung oder 
grundlegenden Rationalisierung von gewerblichen Produk- 
tionsbetrieben in den Fördergebieten der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" die- 
nen, Investitionszuschüsse aus Mitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe gewährt werden. 


10. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Regelbezugsfrist für 
Kurzarbeiterunterstützung zu verlängern? 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat im 
laufenden und im vergangenen Jahr die Regelbezugsfrist für 
das Kurzarbeitergeld für alle hier in Betracht stehenden Ar- 
beitsamtsbezirke gemäß § 67 Abs. 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes bis auf zwölf Monate verlängert. 

Darüber hinaus hat er durch Verordnungen 

— vom 18. Juli 1975 (Bundesanzeiger Nr. 134 vom 25. Juli 
1975) für den Arbeitsamtsbezirk Reutlingen sowie für 
Betriebe der Metallverformung im Arbeitsamtsbezirk Frei- 
burg i. Br., 

— vom 1. Oktober 1975 (Bundesanzeiger Nr. 188 vom 9. Okto- 
ber 1975) für die Arbeitsamtsbezirke Balingen, Nagold, 
Offenburg, Pforzheim und Villingen-Schwenningen 

die Regelbezugsfrist für das Kurzarbeitergeld bis auf achtzehn 
Monate verlängert. 

Er wird, wenn es sich als notwendig erweisen sollte, auch für 
weitere Arbeitsamtsbezirke die Bezugsfrist bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen verlängern. 

Der Gesetzgeber hat im Dezember 1974 die Voraussetzung 
dafür geschaffen, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung die Frist für den Bezug des Kurzarbeitergeldes bis 
längstens vierundzwanzig Monate verlängern kann (vgl. Arti- 
kel 6 des Gesetzes zur Förderung von Investitionen und 
Beschäftigung vom 23. Dezember 1974, BGBl. I S. 3676). Vorher 
war die Bezugsdauer auf höchstens zwölf Monate begrenzt. 
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